
Aktenzeichen: 8 AZR 140/87
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 24. November 1987

- 8 AZR 140/87 -
I. Arbeitsgericht 

Osnabrück
Urteil vom 13- Juni 1986 
- 1 Ca 375/85 -

II. Landesarbeitsgericht 
Niedersachsen

Urteil vom 10. Dezember 
- 5 Sa 1382/86 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

1986

EntscheidungsStichwort:
Urlaubsabgeltungsanspruch - Übertragung

Gesetz: BUrlG § 7 Abs 3, § 7 Abs 4; BGB §§ 275, 323; Urlaubsabkommen
für Arbeiter und Angestellte der Textilindustrie Westfalen/ 
Osnabrück vom 8. Mai 1979 § § 2 , 4

Leitsätze:
1. Ein Urlaubsanspruch ist auch dann auf das nächste 
Kalenderjahr zu übertragen, wenn der Arbeitnehmer im Ur­
laubsjahr krankheitsbedingt nicht gearbeitet hat. Zur 
Übertragung bedarf es keiner Handlung von Arbeitgeber oder 
Arbeitnehmer.
2. Kann ein wegen Arbeitsunfähigkeit aus dem Arbeitsver­
hältnis ausgeschiedener Arbeitnehmer andere Arbeiten als 
bisher verrichten, muß ein Urlaubsanspruch nur abgegolten 
werden, wenn der Arbeitgeber bei Fortbestehen des Arbeits­
verhältnisses verpflichtet wäre, die dem Arbeitnehmer nun­
mehr möglichen Tätigkeiten als vertragsgemäß anzunehmen.
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8 AZR 140/87
5 Sa 1382/86 Niedersachsen
Verkündet am 
24. November 1987
Siegel,
Reg.-Obersekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 25. August 1987 durch die Vorsitzende 
Richterin Michels-Holl, die Richter Dr. Leinemann und Dr. Peifer 
sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Liebers und Brückmann für
Recht erkannt:
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1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen 
vom 10. Dezember 1986 - 5 Sa 1382/86 - wird 
zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Klägerin war vom 2. Januar 1974 bis zur einvernehmli­
chen Auflösung des Arbeitsverhältnisses am 27. Januar 1985 bei 
der Beklagten als Näherin im Akkordlohn teilzeitbeschäftigt. Auf 
das Arbeitsverhältnis waren kraft beiderseitiger Tarifbindung die 
Tarifverträge der Textilindustrie Westfalen/Osnabrück anzuwenden, 
darunter das Urlaubsabkommen für Arbeiter und Angestellte vom 
8. Mai 1979 (UA) und das Urlaubsgeldabkommen für die Angestell­
ten und gewerblichen Arbeitnehmer der Textilindustrie Westfalen/ 
Osnabrück vom 12. Mai 1982.

§ 2 Abs. 2 UA lautet:

"Als Arbeitstage gelten alle Kalendertage, an 
denen der Arbeitnehmer zu arbeiten hat. Hierbei 
zählen je Woche 5 Arbeitstage als Urlaubstage, 
unabhängig davon, ob der Arbeitnehmer an mehr 
oder weniger als 5 Tagen in der Woche zu arbei­
ten hat. ..."

In § 4 UA ist bestimmt:
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"Als allgemeine Urlaubsbestimmungen gelten die 
Regelungen des Bundesurlaubsgesetzes vom 
8.1.1963 ..., soweit sich nachfolgend nichts 
anderes ergibt."

Vom 1. August 1983 bis zu ihrem Ausscheiden aus dem Ar­
beitsverhältnis war die Klägerin ununterbrochen arbeitsunfähig 
krank. Auch danach hätte sie ihre bisherige Tätigkeit im Akkord 
nicht verrichten können.

Die Klägerin hat schriftlich am 23. Januar 1985 von der 
Beklagten Urlaubsabgeltung für 30 Urlaubstage aus dem Jahre 1984 
in unstreitiger Höhe von 2.408,28 DM sowie Urlaubsgeld in Höhe 
von 728,-- DM verlangt. Die Beklagte hat sich am 25. Januar 1985 
geweigert, diesen Anspruch abzugelten.

Mit ihrer am 20. März 1985 (Mittwoch) der Beklagten zuge­
stellten Klage hat die Klägerin beantragt, die Beklagte zu ver­
urteilen, an die Klägerin Urlaubsabgeltung und zusätzliches Ur­
laubsgeld in Höhe von 3-136,28 DM brutto nebst 4 % Zinsen aus dem 
sich daraus ergebenden Nettobetrag ab Rechtshängigkeit zu zahlen. 
Hilfsweise - unter Berücksichtigung des ihr für den Zeitraum von 
sechs Wochen nach ihrem Ausscheiden gezahlten Arbeitslosengeldes 
in unstreitiger Höhe - hat sie beantragt, die Beklagte zu verur­
teilen, an die Klägerin Urlaubsabgeltung und zusätzliches Ur­
laubsgeld in Höhe von 3-136,28 DM brutto abzüglich 1.076,40 DM 
netto nebst 4 % Zinsen aus dem verbleibenden Nettobetrag seit 
Rechtshängigkeit zu zahlen. Die Beklagte hat beantragt, die Klage
abzuweisen.
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Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
der Klägerin blieb erfolglos. Mit der zugelassenen Revision ver­
folgt die Klägerin ihren Klagantrag weiter. Die Beklagte bittet, 
die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s  g r ü n d e t

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet. Das Landes­
arbeitsgericht (BB 1987, 968) hat jedenfalls im Ergebnis zu Recht 
die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Die Klägerin hat keinen 
Urlaubsabgeltungsanspruch gegen die Beklagte, weil der Anspruch 
mit Ablauf des 31- März 1985 insgesamt erloschen ist.

1. Die Klägerin hatte gegen die Beklagte im Jahre 1984 einen 
Urlaubsanspruch von 30 Tagen. Dieser Urlaubsanspruch konnte der 
Klägerin wegen ihrer Arbeitsunfähigkeit während des Kalenderjah­
res 1984 nicht gewährt werden. Damit war er nach § 4 UA, § 7 
Abs. 3 Satz 2 BUrlG auf das nächste Kalenderjahr zu übertragen. 
Die Arbeitsunfähigkeit während des Urlaubsjahres 1984 ist ein 
Grund in der Person der Klägerin, der nach § 7 Abs. 3 Satz 2 
BUrlG die Übertragung des Urlaubs auf die ersten drei Monate des 
Kalenderjahres 1985 rechtfertigt. Der Urlaubsanspruch ist auf 
diesen Übertragungszeitraum übertragen.

2. Das Landesarbeitsgericht hat dies verneint, weil es der 
Auffassung war, für eine Übertragung hätte es mindestens der Er­
klärung der Beklagten bedurft, den Urlaub im nächsten Kalender­
jahr gewähren zu wollen.
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Dieser Auffassung folgt der erkennende Senat nicht. Sie 
stimmt mit der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
zum Urlaubsanspruch nach dem Bundesurlaubsgesetz und zum Ur­
laubsabgeltungsanspruch nicht überein (vgl. Entscheidung des 
Sechsten Senats vom 13- Mai 1982 - 6 AZR 360/80 BAGE 39, 54 = 
AP Nr. 4 zu § 7 BUrlG Übertragung und Rechtsprechung des erken­
nenden Senats, z.B. Urteil vom 14. Mai 1986 - 8 AZR 604/84 - AP 
Nr. 26 zu § 7 BUrlG Abgeltung, auch zur Veröffentlichung in der 
Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt).

Danach ist der Urlaubsanspruch auf das Urlaubsjahr befri­
stet; er endet mit dem 31- Dezember des Jahres, in dem er ent­
standen ist. Die Wirkungen dieser Befristung treten nicht ein, 
wenn die Voraussetzungen nach § 7 Abs. 3 Satz 2 BUrlG vorliegen, 
der Urlaub also aus dringenden betrieblichen oder in der Person 
des Arbeitnehmers liegenden Gründen nicht während des Urlaubs­
jahres .erfüllt worden ist. Für diese im Gesetz genannten Sonder­
fälle wird die Anspruchsdauer, also die Befristung, auf den 
31. März des Folgejahres erweitert. Dann tritt an die Stelle der 
Befristung des Urlaubsanspruchs auf den 31» Dezember eine neue 
zeitliche Begrenzung auf den 31• März des folgenden Jahres. 
Während dieser neuen Befristung des Urlaubsanspruchs ist der Ur­
laub zu verwirklichen, anderenfalls verfällt er mit Ablauf dieser 
Frist. Damit hängt die Übertragung des Urlaubs am Jahresende auf 
den bis zum 3)» März des Folgejahres dauernden Obertragungs­
zeitraum allein vom Vorliegen der Merkmale in § 7 Abs. 3 Satz 2 
BUrlG ab, also davon, ob der Urlaub im Kalenderjahr aus dringen­
den betrieblichen Gründen oder aus Gründen in der Person des Ar-
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beitnehmers nicht genommen werden konnte. Übertragen i. S. von 
§ 7 Abs. 3 Satz 2 BUrlG bedeutet daher nur, daß der Urlaub des 
Vorjahres bis zum Ablauf des Übertragungszeitraums dem Urlaub des 
nachfolgenden Jahres hinzugerechnet wird. Er ist demnach einem 
"Übertrag" in einer laufenden Rechnung vergleichbar (vgl. ebenso 
das Urteil des erkennenden Senats vom 25. August 1987 - 8 AZR 
118/86 zur Veröffentlichung bestimmt).

Kommt es für die Übertragung des Urlaubs allein auf das 
Vorliegen der Merkmale nach § 7 Abs. 3 Satz 2 BUrlG an, bedarf 
es dafür keiner weiteren Handlungen von Arbeitgeber oder Arbeit­
nehmer, um die Übertragung zu bewirken. Aus diesem Grunde sind 
sowohl ein Antrag des Arbeitnehmers auf Übertragung als auch eine 
entsprechende Annahmeerklärung des Arbeitgebers nicht erforder­
lich, um den Urlaub am Ende des Kalenderjahres auf den Zeitraum 
bis zum 31* März des folgenden Jahres zu übertragen. Entgegen 
der Auffassung des Landesarbeitsgerichts kommt es für die Wirk­
samkeit der Übertragung des Urlaubs auch nicht auf eine Erklärung 
des Arbeitgebers an, den Urlaub im folgenden Kalenderjahr gewäh­
ren zu wollen. Wenn die in § 7 Abs. 3 Satz 2 BUrlG oder ent­
sprechenden tariflichen Bestimmungen genannten Voraussetzungen 
vorliegen, ist der Urlaub kraft dieser Regelungen übertragen, 
ohne daß es einer Handlung von Arbeitgeber oder Arbeitnehmer be­
darf.

3. Auch die weiteren Erwägungen des Landesarbeitsgerichts 
rechtfertigen keine andere Beurteilung.
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a) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, ein in der Person 
des Arbeitnehmers liegender Grund für eine Übertragung des Ur­
laubs sei nicht gegeben, wenn ein Arbeitnehmer während des ge­
samten Urlaubsjahres krankheitsbedingt nicht habe arbeiten kön­
nen. Dies stelle eine so nachhaltige Störung des mit dem Ar­
beitsvertrag bezweckten Austauschverhältnisses von Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberleistungen dar, daß nicht erkennbar sei, inwiefern 
für den Arbeitgeber eine rechtliche oder auch nur sittliche Ver­
pflichtung zur Übertragung des Urlaubs bestehe. Vielmehr müsse in 
einem derartigen Fall der in § 323 Abs. 1 BGB formulierte all­
gemeine Rechtsgedanke Anwendung finden. Wenn die Hauptleistungs­
pflicht des Arbeitgebers aus dem Arbeitsverhältnis, die Pflicht 
zur Gewährung der vereinbarten Vergütung für das gesamte Kalen­
derjahr, aufgehoben sei, bestehe auch keine Pflicht zur Urlaubs­
gewährung, denn diese Nebenpflicht des Arbeitgebers sei jeden­
falls Teil der vom Arbeitgeber geschuldeten Gegenleistung im 
Sinne von § 323 Abs. 1 BGB. Das zeige sich besonders, wenn der 
Urlaub nach § 7 Abs. 4 BUrlG abzugelten sei. Der Sache nach sei 
die Abgeltung des Urlaubs nämlich die Zahlung des für die Dauer 
des Urlaubs geschuldeten Arbeitsentgelts.

b) Das Landesarbeitsgericht hat mit seinen Ausführungen nicht 
beachtet, daß jedenfalls nach dem Bundesurlaubsgesetz das Ent­
stehen und Bestehen des Urlaubsanspruchs nicht von erbrachten 
oder noch zu erbringenden Arbeitsleistungen abhängig ist (BAGE 
37, 332; 45, 184 = AP Nr. 11 und 14 zu § 3 BUrlG Rechtsmiß­
brauch; BAGE 45, 199 = AP Nr. 15 zu § 13 BUrlG und Entscheidung 
des erkennenden Senats vom 14. Mai 1986, aaO). Es hat weiter
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übersehen, daß nach § 7 Abs. 3 BUrlG der Urlaubsanspruch nicht 
nur im Kalenderjahr existiert, sondern bei Vorliegen der dort 
geregelten Voraussetzungen auch im nachfolgenden ersten Viertel­
jahr zu erfüllen ist. Das trifft insbesondere dann zu, wenn ein 
Arbeitnehmer gehindert ist, wegen Krankheit seinen Urlaub im 
Kalenderjahr zu nehmen (BAGE 39, 54, 57 = AP, aaO). Dabei ist 
gleichgültig, wie lange die Krankheit im Kalenderjahr gedauert 
hat. Maßgeblich ist allein, ob der Urlaubsanspruch nach Wieder­
herstellung der Arbeitsfähigkeit ganz oder teilweise im Übertra­
gungszeitraum erfüllt werden kann. Damit scheidet entgegen der 
Meinung des Landesarbeitsgerichts hier die Anwendung von § 275 
BGB als Regelung über die Folgen der Unmöglichkeit einer Leistung 
aus. § 7 Abs. 3 BUrlG bestimmt abweichend von dieser Vorschrift, 
daß der Arbeitgeber von seiner Pflicht zur Urlaubsgewährung nicht 
frei wird, wenn der Urlaubsanspruch aus den in § 7 Abs. 3 Satz 2 
BUrlG genannten Gründen im Kalenderjahr nicht gewährt werden 
kann, sondern dem Arbeitnehmer der Urlaubsanspruch bis zum Ablauf 
des Übertragungszeitraums erhalten bleibt, auch wenn er während 
des ganzen Urlaubsjahres wegen seiner Arbeitsunfähigkeit gehin­
dert war, den Urlaub zu verwirklichen (BAG Urteil vom 26. Mai 
1983 - 6 AZR 273/82 - AP Nr. 12 zu § 7 BUrlG Abgeltung). Ist der 
Arbeitnehmer während des Übertragungszeitraums arbeitsfähig, muß 
der Urlaubsanspruch auf sein Verlangen erfüllt werden (I 7 
Abs. 3 Satz 3 BUrlG). Dauert die Arbeitsunfähigkeit an, erlischt 
der Urlaubsanspruch mit dem Ende des Ubertragungszeitraums.

Auch der Hinweis des Landesarbeitsgerichts auf § 323 BGB 
überzeugt nicht. Diese Bestimmung ist nur auf das Verhältnis von
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Hauptpflichten zueinander anwendbar. Das Landesarbeitsgericht 
geht zutreffend davon aus, daß der Urlaubsanspruch eine Neben­
pflicht des Arbeitgebers ist. Damit ist unvereinbar, sie zugleich 
als Teil der vom Arbeitgeber geschuldeten Gegenleistung i. S. 
von § 323 BGB zu erklären. Das Landesarbeitsgericht übersieht 
zugleich, daß der Urlaubsanspruch darauf gerichtet ist, den Ar­
beitnehmer für die Dauer des Urlaubs von seinen Arbeitspflichten 
zu befreien; die Gegenleistung des Arbeitgebers für die Er­
bringung der Arbeitsleistung besteht dagegen in der Vergütungs­
pflicht .

Für die Auffassung des Landesarbeitsgerichts ergibt sich 
schließlich auch nichts aus § 7 Abs. 4 BUrlG. Die nach dieser 
Bestimmung zu gewährende Abgeltung entspricht als Surrogat des 
Urlaubsansp.ruchs zwar einem Geldbetrag, der vom Arbeitgeber bei 
Bestehen des Arbeitsverhältnisses als Entgelt während des Urlaubs 
weiterzuzahlen wäre, ist aber selbst nicht Arbeitsentgelt, weil 
im Zeitpunkt des Entstehens des Abgeltungsanspruchs das Arbeits­
verhältnis endet (BAGE 48, 186, 192 = AP Nr. 21 zu § 7 BUrlG 
Abgeltung, zu 3 der Gründe).

4. Es ist daher davon auszugehen, daß mit dem Ausscheiden der 
Klägerin aus dem Arbeitsverhältnis am 27. Januar 1985 ein An­
spruch auf Urlaubsabgeltung für den der Klägerin bis dahin nicht 
gewährten Urlaubsanspruch von 30 Urlaubstagen entstanden ist. 
Dennoch kann die Revision der Klägerin keinen Erfolg haben, weil 
die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts sich aus anderen 
Gründen als richtig darstellt (§ 563 ZPO).
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a) Für 23 Urlaubstage ist der Urlaubsabgeltungsanspruch mit 
Ablauf des Übertragungszeitraums am 31. März 1985 bereits nach
§ 4 UA, § 7 Abs. 3 Satz 3 BUrlG erloschen, weil die Klägerin ihn 
wirksam nicht vor dem 20. März 1985 gegenüber der Beklagten 
geltend gemacht hat.

Der Urlaubsabgeltungsanspruch ist wie der Urlaubsanspruch 
ein auf das Kalenderjahr bzw. den Ubertragungszeitraum befriste­
ter Anspruch, dessen Erfüllbarkeit voraussetzt, daß der Kläger im 
Zeitpunkt der Geltendmachung arbeitsfähig ist.

Am 23. Januar 1985 hat die Klägerin zwar von der Beklagten 
ihren Urlaub verlangt. Sie war zu diesem Zeitpunkt aber noch ar­
beitsunfähig krank, so daß die Beklagte den Urlaub aus diesem 
Grunde weder durch Befreiung von der Arbeitspflicht noch durch 
Gewährung einer Abgeltung mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
hätte erfüllen können.

Obwohl die Klägerin nach ihrem Vortrag am 28. Januar 1985 
wieder arbeitsfähig war, hat sie erst mit ihrer am 20. März 1985 
zugestellten Klage den Urlaub gefordert. Nach dem 20. März 1985 
bis zum Ende des Übertragungszeitraums hätte die Beklagte nur 
noch insgesamt sieben Urlaubstage gewähren können. Deshalb konnte 
zu diesem Zeitpunkt allenfalls noch ein Abgeltungsanspruch für 
sieben Urlaubstage bestehen.

b) Aber auch in diesem Umfang steht der Anspruch der Klägerin 
nicht zu, weil sie keine Tatsachen vorgetragen hat, aus denen
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sich ergibt, daß sie vor Ablauf des Ubertragungszeitrauras in der 
Lage und bereit gewesen wäre, unter der Voraussetzung, daß das 
ArbeitsVerhältnis noch bestanden hätte, vertragsgemäß ihre Ar­
beitsleistung zu erfüllen.

Die Klägerin hat zwar unter Beweisantritt vorgetragen, daß 
sie ihre berufliche Tätigkeit als Näherin hätte ausüben können, 
jedoch nicht in Akkordarbeit. Auch wenn hiervon ausgegangen wird, 
rechtfertigt dies nicht die Annahme, die Klägerin sei arbeitsfä­
hig gewesen. Da die Klägerin nach ihrem Vorbringen ihre bisherige 
Tätigkeit als Akkordarbeiterin im Betrieb der Beklagten nicht 
hätte verrichten können, steht fest, daß sie diese Aufgabe je­
denfalls nicht bis zum Ablauf des Ubertragungszeitraums am 
31. März 1985 hätte erfüllen können. Die Klägerin hat im übrigen 
nichts dafür vorgetragen, daß die Beklagte bei Fortbestehen des 
Arbeitsverhältnisses verpflichtet gewesen wäre, die ihr nunmehr 
möglichen Tätigkeiten als vertragsgemäß anzunehmen.

c) Schließlich kommt es entgegen der Revision nicht darauf an, 
daß die Klägerin nach ihrem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis 
Arbeitslosengeld bezogen hat, weil die Voraussetzungen für den 
Bezug von Arbeitslosengeld (§ 100 Abs. 1 und § 103 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 AFG) nicht mit den für den ürlaubsanspruch maßgeb­
lichen Merkmalen übereinstimmen. Für den Anspruch auf Arbeitslo­
sengeld ist u. a. nur erforderlich, daß ein Arbeitsloser eine 
zumutbare Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen des all­
gemeinen Arbeitsmarkts ausüben kann und darf und dazu bereit ist, 
jede zumutbare Beschäftigung anzunehmen, die er ausüben kann und
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darf. Diese Merkmale sind in ihrem Umfang weiter gefaßt als die 
Merkmale für den Urlaubsanspruch nach dem Bundesurlaubsgesetz 
(vgl. Urteil des Senats vom 14. Mai 1986, aaO, zu II 2 b der 
Gründe).

5. Da die Klägerin keinen Anspruch auf Urlaubsabgeltung hat, 
scheidet damit auch ein hiervon abhängiger Anspruch auf Urlaubs­
geld aus.

Michels-Holl Dr. Leinemann Dr. Peifer
Dr. Liebers Brückmann
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